
1 
 

6. Änderung des Flächennutzungsplanes  
Teilbereich "Am Hofacker" in Leverkusen Bergisch Neukirchen 

 
Stellungnahmen 

 im Rahmen der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) u. der Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB zur Offenlage 

und  
Abwägungsvorschlag der Verwaltung mit Beschlussentwurf 

 

INHALTSVERZEICHNIS: 
 
Vorbemerkung…………………………………………… ………………………………..1 
 
Vorbemerkung: 
 
Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit sind 13 Antwortschreiben der Träger 
öffentlicher Belange eingegangen. In den Stellungnahmen der Träger öffentlicher 
Belange wurden keine Bedenken geäußert oder Anregungen mitgeteilt. 
 
II / A: Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
II /A 1 Ruth Ludewigs, Sandstr. 54, 51379 Leverkusen; 

Meinhard Mombauer, Im Rapsfeld 58, 50933 Köln……………………1 
 
II /A 1 Ruth Ludewigs, Sandstr. 54, 51379 Leverkusen 

Meinhard Mombauer, Im Rapsfeld 58, 50933 Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
zu 1) 
Im bis zum 13.03.2006 rechtswirksamen Flächennutzungsplan war der Geltungsbe-
reich der 6. Änderung des Flächennutzungsplanes innerhalb der Darstellung „Dorf-
gebiet“. 
Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum „neuen“ Flächennutzungsplan wurde 
der Bereich im 1. Entwurf des „neuen“ Flächennutzungsplanes als landwirtschaftliche 
Fläche dargestellt (siehe dazu Vorlage Nr. R 1300/15 TA., beschlossen am 
28.07.2003). 
Aufgrund verschiedener Stellungnahmen im Rahmen der ersten Offenlage des Ent-
wurfes des „neuen“ Flächennutzungsplanes wurde der Entwurf überarbeitet und er-
neut offengelegt. Im Zuge der ersten Offenlage haben Frau Ludewigs und Herr Mom-
bauer angeregt, den Bereich als Wohnbaufläche darzustellen. Dieser Stellungnahme 
wurde gefolgt, so dass der Bereich im 2. Entwurf des „neuen“ Flächennutzungspla-
nes als Wohnbaufläche dargestellt wurde (siehe dazu Vorlage Nr. R 200/16 TA., be-
schlossen am 02.05.2005).  
Die Darstellung „Wohnbaufläche“ findet sich auch im seit dem 13.03.2006 rechts-
wirksamen Flächennutzungsplan. 
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Der Flächennutzungsplan stellt die generellen Planungs- und Entwicklungsziele einer 
Gemeinde dar, in dem er die Art der Bodennutzung für das gesamte Gemeindegebiet 
aufzeigt (§ 5 Baugesetzbuch (BauGB)). 
 
Die Art der baulichen Nutzung (Baugebietsausweisung) wird im Rahmen eines Be-
bauungsplanes festgesetzt. Ist zur Schaffung der städtebaulichen Ordnung ein Be-
bauungsplan notwendig, bedeutet dies implizit, dass die Zulässigkeit von Vorhaben 
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile im Sinne des § 34 BauGB für 
den gesamten Bereich nicht bestand. In 2008 wurde der Aufstellungsbeschluss für 
den Bebauungsplan 178 / II „Am Hofacker“ im Sinne des § 30 BauGB gefasst. In 
2010 wurde der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan 178 / II „Am Hofacker“ 
aufgehoben. 
 
Die in der Stellungnahme gewählte Formulierung einer „Ausweisung nach 
§ 34 BauGB“ ist, wie oben dargestellt, sachlich nicht richtig. 
 
zu 2) 
Die Äußerung von Frau Ludewigs und Herrn Mombauer während der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit ist eingegangen und wurde dem Ausschuss für Stadt-
entwicklung, Planen und Bauen mit einer Stellungnahme der Verwaltung in der Vor-
lage Nr. 2014 / 0124 vorgelegt. 
 
zu 3) 
Im Verfahrensschritt der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit werden die Äuße-
rungen der Öffentlichkeit abgewogen und fließen je nach Abwägungsergebnis in das 
weitere Verfahren ein. In diesem Verfahrensschritt werden die Bürgerinnen und Bür-
ger nicht über den Eingang ihrer Äußerung oder das Abwägungsergebnis informiert. 
Dies geschieht, wie es im BauGB vorgesehen ist, erst nach dem Feststellungbe-
schluss des Rates, der alle im Verfahren eingegangenen Äußerungen und Stellung-
nahmen abwägt und entscheidet.  
Sowohl telefonisch zwischen Frau Mombauer und dem zuständigen Sachbearbeiter  
als auch in einem persönlichen Gespräch zwischen einem Beauftragten und der Lei-
tung des Fachbereiches Stadtplanung wurde die Thematik intensiv diskutiert. Ein 
darüber hinaus gehender Gesprächsbedarf wurde von Seiten Frau Ludewigs oder 
Herrn Mombauer nicht geäußert. 
 
zu 4)  
Im Rahmen der Bestandsaufnahme wurde der Bereich „Am Hofacker“ mehrfach von 
Mitarbeitern des Fachbereiches Stadtplanung besichtigt. Ein gemeinsamer Ortster-
min mit Frau Ludewigs oder Herrn Mombauer wurde nicht vorgenommen. 
 
zu 5) 
Eine bauliche Inanspruchnahme von Freiflächen ist aus der Natur der Sache heraus 
eine Beeinträchtigung der ökologischen Wertigkeit der in Anspruch genommenen 
und benachbarten Flächen. 
 
zu 6)  
In der Tat stellt sich die Aussage, dass das Plangebiet vor der Neuaufstellung des 
Flächennutzungsplans als Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen war, als redak-
tioneller Fehler heraus. Unter Punkt zu 1) ist dargestellt, in welcher Phase des Auf-
stellungsprozesses des „neuen“ Flächennutzungsplanes der angesprochene Bereich 
als landwirtschaftliche Fläche dargestellt war. Dieser redaktionelle Fehler ist in der 
Begründung zum Feststellungsbeschluss beseitigt. Zur Frage der Zulässigkeit von 
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Vorhaben entsprechend § 34 BauGB sei ebenfalls auf die Ausführungen unter Punkt 
1) verwiesen. Der beschriebene Bereich befindet sich nicht innerhalb des Geltungs-
bereiches des gültigen Landschaftsplans. Es wird vermutet, dass hier der „alte“ Flä-
chennutzungsplan gemeint ist.  
 
zu 7)  
Der Inhalt des Umweltberichts ist in der Anlage 1 (zu § 2 Abs. 4 und § 2a) des 
BauGB festgelegt. Vereinfacht geht es darum, die Auswirkungen des Bauleitplans 
auf die unterschiedlichen Schutzgüter darzustellen und die Maßnahmen zur Vermei-
dung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen zu nennen. 
Um Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter abschätzen zu können, ist es bei-
spielsweise beim Schutzgut Tiere sinnvoll in einem ersten Schritt die potentiell vor-
kommenden Arten zu erheben. Ein zur Stufe I der Artenschutzprüfung analog durch-
geführtes Prüfverfahren ist hierbei allgemein üblich. Die Zuhilfenahme des Fachin-
formationssystems (FIS) des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 
des Landes NRW und die daraus resultierende Schlussfolgerung, dass das Plange-
biet Lebensraum für die genannten Tierarten bietet, sind Anlass genug, die Änderung 
als positiv zu bewerten. Bei diesem Vorgehen wird für jedes Messtischblatt (MTB) in 
Nordrhein-Westfalen eine aktuelle Liste aller nachgewiesenen planungsrelevanten 
Arten erstellt. Kombiniert mit einer Auswertung nach den 24 Lebensraumtypen, wo-
bei die Planfläche dem Typ „Fettwiese“ zuzuordnen ist, lässt sich nun die aktuelle 
Präsenz der einzelnen Arten beurteilen. Die Datengrundlage für die Messtischblatt-
abfrage fußt vorwiegend auf dem Fundortkataster NRW sowie ergänzenden Raster-
kartierungen aus publizierten Daten. Die so gewonnen Hinweise über die Vorkom-
men der Arten in NRW stellen ernstzunehmende Belange in der planerischen Abwä-
gung dar. Je nach Art des Vorhabens und der Schwere des Eingriffs sind die durch 
die Abfrage gewonnenen Erkenntnisse durch weitere Untersuchungen zu vertiefen. 
Durch die Änderung der Flächennutzungsplandarstellung „Wohnbaufläche“ in „land-
wirtschaftliche Fläche“ sind aber keine schwerwiegenden Eingriffe zu erwarten, so 
dass eine vertiefte Untersuchung nicht notwendig ist. 
 
zu 8)  
In der zitierten Formulierung des Umweltberichts ist der in dem Bereich vorzufinden-
de Bewuchs korrekt beschrieben. Die beschriebenen Laubbäume finden sich im 
Randbereich. 
 
zu 9)  
Die Darstellungen der Bodenkarte sind im Umweltbericht korrekt beschrieben. 
 
zu 10)  
Die Aussagen des Bodenschutz- und Altlastenkatasters des Fachbereiches Umwelt 
sind im Umweltbericht korrekt dargestellt. 
 
zu 11)  
In der zitierten Formulierung des Umweltberichtes wurde dargelegt, dass das Plan-
gebiet nicht als Wasserschutzzone ausgewiesen ist. 
 
zu 12)  
Aus der Natur der Sache heraus beeinträchtigt eine wie auch immer geartete Bebau-
ung das Schutzgut Luft und Klima. 
 
zu 13)  
siehe auch Stellungnahme zu 8). Eine Einbeziehung der Plangebietsfläche in das 
geplante Landschaftsschutzgebiet 2.2-4 unterstützt und fördert die ökologische Qua-

http://bundesrecht.juris.de/bundesrecht/bbaug/anlage_327.html
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lität dieses Landschaftsschutzgebietes und hat als Entwicklungs- und Abstandsfläche 
zum heute bestehenden Landschaftsschutzgebiet eine wichtige Funktion. 
 
zu 14)  
Eine Freifläche hat nicht lediglich eine attraktive Wirkung auf die Bewohner der Um-
gebung wenn sie durch diese begehbar ist. Der natürliche Charakter des Plangebie-
tes wirkt sich positiv auf das Kleinklima aus und ermöglicht einen freien Ausblick in 
die dahinter liegende Natur. Aus diesem Grund ist das Plangebiet als attraktive Frei-
fläche für die Bewohner der Umgebung zu bewerten.  
 
zu 15)  
keine Stellungnahme notwendig 
 
zu 16)  
siehe Abwägungsvorschlag zu 13). Ein Betreten des Grundstückes ist zur Beurtei-
lung der Eignung als Ergänzungsfläche für ein Schutzgebiet nicht notwendig.  
 
zu 17)  
zur Frage der Systematik des Umweltberichtes siehe Stellungnahme zu 7). 
 
zu 18)  
zur Frage der Systematik des Umweltberichtes siehe Stellungnahme zu 7). 
 
zu 19)  
Eine Versiegelung von Boden, selbst wenn Baukörper nach ökologischen Standards 
errichtet werden, ist ein Eingriff in das Schutzgut Boden, der ausgeglichen werden 
müsste. Entfällt der Eingriff wird das Schutzgut nicht beeinträchtigt. 
 
zu 20)  
Eine Versiegelung von Boden, selbst wenn Baukörper nach ökologischen Standards 
errichtet werden, vermindert die Fläche, die zur Versickerung zur Verfügung steht, ist 
damit ein Eingriff in das Schutzgut Wasser, der ausgeglichen werden müsste. Entfällt 
der Eingriff wird das Schutzgut nicht beeinträchtigt. 
 
zu 21)  
Selbst wenn Baukörper nach ökologischen Standards errichtet werden, sind Baukör-
per und die weiteren begleitenden Versiegelungen ein Eingriff in das Schutzgut Luft / 
Klima, der ausgeglichen werden müsste. Entfällt der Eingriff wird das Schutzgut nicht 
beeinträchtigt. 
 
zu 22)  
keine Stellungnahme notwendig. 
 
zu 23)  
keine Stellungnahme notwendig. 
 
zu 24)  
keine Stellungnahme notwendig. 
 
zu 25)  
keine Stellungnahme notwendig. 
 
zu 26) 
keine Stellungnahme notwendig. 
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zu 27)  
keine Stellungnahme notwendig. 
 
zu 28)  
Selbst wenn Baukörper nach ökologischen Standards errichtet werden, sind Baukör-
per und die weiteren begleitenden Versiegelungen Eingriffe in verschiedene Schutz-
güter, die ausgeglichen werden müssten. Benachbarte Flächen hätten die Eignung 
und das Potential Ausgleich für den Eingriff zu schaffen. Inwieweit der Eingriff voll-
ständig auf Nachbarflächen ausgeglichen werden könnte, würde sich nach Art und 
Umfang des Eingriffes bemessen. Aus Umweltgesichtspunkten ist ein vermiedener 
Eingriff besser zu bewerten als ein ausgeglichener Eingriff.  
 
zu 29)  
siehe Abwägungsvorschlag zu 13) 
 
zu 30)  
Zweifelsfrei handelt es sich bei dem Plangebiet um eine Fläche in Stadtrandlage. 
Bzgl. der Einbeziehung in das geplante benachbarte Landschaftsschutzgebiet siehe 
Abwägungsvorschlag zu 13) 
 
zu 31) 
 Der Planbereich soll nicht als Fläche zum Ausgleich im Sinne des 
§ 1a Abs. 3 BauGB herangezogen werden. Wäre dies geplant, müsste dies entspre-
chend in der Begründung und im Umweltbericht der Flächennutzungsplanänderung 
dargestellt und beschrieben sein. In seiner Sitzung am 25.02.2013 hatte der Bau- 
und Planungsausschuss beschlossen, bei Neudarstellung einer Baufläche eine ent-
sprechende Fläche an anderer Stelle im Flächennutzungsplan von Bauflächendar-
stellung in eine Freiraumdarstellung umzuwidmen. Damit soll die Gesamtbilanz zwi-
schen Bauflächen- und Freiflächendarstellungen im Flächennutzungsplan in Ber-
gisch Neukirchen im Gleichgewicht gehalten werden.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
 


